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Zu "Wenn Firmen Schulen betreiben" von Uwe Aulich (10. Juli):

Der Bundesrechnungshof hat es unlängst festgestellt: PPP-Geheimverträge (Public Private Partnership) mit Laufzeiten von 20 bis 30 Jahren, wie sie jetzt auch in Berlin für die Schulsanierung geplant werden, sind eine besonders listige und teure Form des Schuldenmachens. 

Teuer, weil die Kommune überdurchschnittlich hohe Zinsen über unverhältnismäßig lange Laufzeiten zahlen muss.

Listig, weil die relevanten Risiken, zum Beispiel Baurisiko, Ausfallrisiko, Bedarfsrisiko sinkende Schülerzahlen, Vandalismus, vertraglich abgesichert bei den Kommunen hängen bleiben. 

Die Stadt muss monatlich 20 oder 30 Jahre lang an den Vertragspartner eine Art Leasingrate (Kosten, Rendite und Zinsen) zahlen.

Diese Rate wird nicht als Verschuldung ausgewiesen, die es ja dennoch ist. Denn hier wird langfristig mit einem Beschluss eine Verpflichtungsermächtigung eingegangen, die zukünftige Haushalte blockt. 

Spätere Abgeordnete können daran nichts mehr ändern! Um alle diese Gefahren für die Bürger unter dem Deckel zu halten, werden PPP-Verträge, die fast immer mit Großkonzernen wie zum Beispiel Hochtief abgeschlossen werden und diesen und den dazugehörenden Beratern langfristig Einnahmen sichern, strenger geheim gehalten als die Pläne des Pentagon. 

Zu Recht wehrt sich das Handwerk. 

Tatsächlich ist PPP nichts anderes, als eine Umgehung der Begrenzungslinien für öffentliche Schulden. 

PPP ist die kommunale Schuldenfalle schlechthin.
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